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Antrag Beitrags-
freiheit für 
Kindergärten

Eine tolle Nachricht für die Familien in Bremen und Bre-
merhaven: Auf Druck der CDU-Fraktion hat die Bürger-
schaft im März beschlossen, dass der Kita-Besuch für 
Kinder ab 3 Jahren ab Sommer 2019 kostenlos wird. 
Bereits im Februar hatten die Christdemokraten auf 
Vorschlag des designierten Spitzenkandidaten Carsten 
Meyer-Heder die Initiative ergriffen und die Beitrags-
freiheit sogar schon ab Sommer 2018 gefordert. Diese 
Familienfreundlichkeit geht dem Senat aber offenbar 
zu schnell: Nach zunächst reflexartiger Ablehnung 
folgte die rot-grüne Koalition zwar dem Vorschlag der 
CDU, will die Umsetzung aber auf die lange Bank schie-
ben und die Eltern erst nach der Wahl 201 entlasten.

Der Druck auf Rot-Grün war gewaltig: Der Vorstoß der 
CDU-Fraktion, die Kitagebühren noch in diesem Jahr zu 
streichen, kam sowohl bei freien Trägern als auch bei 
Elternverbänden gut an. Zudem hatte sich wenige Wo-
chen zuvor der Handlungsbedarf durch eine Entschei-
dung in Niedersachsen zugespitzt. Denn dort beschloss 
die neu gewählte Große Koalition mit einem finanziellen 
Kraftakt, die Beiträge für Kitas ab dem 1. August 2018 
abzuschaffen. Das heißt konkret: Eltern in Weyhe oder 
Lillienthal zahlen ab diesem Sommer nichts mehr für 

Das Thema
  

CDU-Fraktion 
setzt kostenlose 
Kitas durch
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die Betreuung ihrer Kinder, während Familien 
in Bremen aktuell bis zu 430 Euro aufbringen 

müssen. »Die Kosten und Qualität der Kinderbe-
treuung sind für Familien ein zentrales Motiv bei der 

Wahl des Wohnortes. Wenn wir also nicht noch mehr 
Menschen aus Bremen und damit Steuerzahler ins nie-
dersächsische Umland vertreiben wollen oder diese erst 
gar nicht für Bremen gewinnen, müssen Bremen und 
Bremerhaven bei der Frage der Kitagebühren gleichzie-
hen«, fordert die familienpolitische Sprecherin Sandra 
Ahrens.

Insbesondere für Familien oder Alleinerziehende mit 
kleinen Einkommen seien die Kitabeiträge eine spürbare 
Belastung – jeden Monat. Die Modellrechnung in dem 
nebenstehenden Infokasten (vereinfachte Darstellung) 
zeigt, welche Ersparnisse Eltern im Vergleich zu Bremen 
in Niedersachsen bereits ab diesem Jahr haben. »Des-
halb ist es uns so wichtig, dass wir in Bremen und Bre-
merhaven zeitgleich, also bereits ab diesem Sommer, 
den Kitabesuch kostenlos machen. Natürlich wäre das 
eine finanzielle Kraftanstrengung. Uns als CDU wäre das 
die Entlastung von Familien aber wert. Rot-Grün sieht 

das offenbar anders und ist zu dieser Mehranstrengung 
nicht bereit. SPD und Grüne haben die Beitragsbefrei-
ung lieber auf nächstes Jahr, nach der Wahl, verschoben. 
Für mich ist das unverständlich, so sehr ich mich freue, 
dass Rot-Grün uns wenigstens in der Sache endlich ge-
folgt ist«, so Ahrens weiter.

Die Haltung der Koalition war lange undurchsichtig: Bil-
dungssenatorin Claudia Bogedan hatte kostenlosen Ki-
tas gegenüber Radio Bremen Ende Januar noch eine Ab-
sage erteilt. Besonders abstrus dabei ihre Begründung: 
Bremen sei bereits auf dem Weg in die Beitragsfreiheit, 
da schon heute 56 Prozent der Eltern keine Beiträge 
zahlen, so die Ausrede. Die Wahrheit ist: Diese Familien 
zahlen keine Beiträge, weil sie schlichtweg am Existenz-
minimum leben. Bremen hat bundesweit die höchste 
Armutsquote, besonders betroffen sind unter anderem 
Alleinerziehende und kinderreiche Familien. »Inzwi-
schen ist offenbar auch Rot-Grün klar geworden, dass es 
zynisch ist, die hohe Armut zu nutzen, um den angeb-
lichen Weg in die Beitragsfreiheit zu belegen. Vielmehr 
zeigt die bittere Realität das politische Versagen des Se-
nats bei der Armutsbekämpfung«, sagt Sandra Ahrens. 
Denn nur wenige Wochen nach der öffentlichen Absage 
der Bildungssenatorin und als Reaktion auf den Antrag 
der CDU-Fraktion die Kehrtwende: SPD und Grüne spra-
chen sich Mitte März plötzlich doch für kostenlose Kitas 

Kostenlose Kitas sind sind für  Sandra Ahrens nur 
der erste Schritt. Genauso wichtig sind für sie aus-
reichend Plätze und flexible Betreuungszeiten.
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aus, blieben aber beim zeitpunkt der umsetzung hinter 
den Forderungen der Cdu zurück.

denn der antrag der Christdemokraten sieht vor, dass 
in anlehnung an niedersachsen in Bremen und Bremer-
haven die Beiträge für kindergartenkinder im Elemen-
tarbereich bis zu einer Betreuung von täglich acht Stun-
den schon zum kommenden kindergartenjahr 2018/19 
abgeschafft werden. mit den wegfallenden Gebühren, 
die etwa 10 prozent der kosten für die kinderbetreu-
ung decken, sollen die kommunen jedoch nicht allein 
gelassen werden. »das Land stünde in der Verantwor-
tung den Städten Bremen und Bremerhaven den Wegfall 
der Beiträge zu erstatten«, macht Sandra ahrens klar. 
die Beträge seien angesichts eines Gesamthaushaltes 
von etwa 5 milliarden pro Jahr aber überschaubar: Es 
geht schätzungsweise um 6,7 mio. € im Jahr 2018 und 
um 16,5 mio. € Jahr im Jahr 2019. neue kredite müssten 
dafür nicht aufgenommen werden, die Cdu-Fraktion 
sieht vor allem Einsparpotenzial im Landeshaushalt für 
zinsausgaben und sonstigen konsumtiven ausgaben. So 
hat Bremen zum Beispiel 2017 rund 37 mio. weniger zin-
sausgaben getätigt als veranschlagt. zur Gegenfinan-
zierung für 2018/19 könnten darüber hinaus zuführun-
gen an Sondervermögen reduziert werden, sofern eine 
Verwendung der rücklagen nicht absehbar ist. Beispiel 
ist hier der offshore terminal Bremerhaven. obwohl 
ein Baubeginn wegen Gerichtsverfahren und Fehler der 
rot-grünen regierung mittelfristig nicht wahrscheinlich 
ist, fließen jährlich mittel zur Finanzierung des otB in 
das Sondervermögen Hafen. auch institutionelle und 

daS tHEma
  

kein pappensTiel:

so viel zahlen 
 Bremer eltern
Jeden monat ein paar hundert Euro für die kinder-
betreuung? das kann für junge Familien eine echte 
Belastung sein. denn für nicht wenige stehen in 
dieser phase andere teure anschaffungen oder z.B. 
die tilgung einer Immobilie an. auch für alleinerzie-
hende ist die Belastung hoch. der Wegzug nach nie-
dersachsen könnte für Familien wegen der dortigen 
abschaffung der kitabeiträge ab Sommer eine echte 
Ersparnis bedeuten.

BeisPiel 
1

Familie Hoffmeister lebt zu viert. Der Vater arbei-
tet als Bankkaufmann Vollzeit, die Mutter in Teilzeit 
als Lehrerin. Ihr für die Berechnung der Kitabeiträ-
ge anzusetzendes Haushaltseinkommen beträgt 
71.000 Euro. Die Zwillingskinder sind 3 Jahre und 
seit kurzem im Kindergarten, wo sie für 6 Stunden 
pro Tag betreut werden. Dafür zahlen die Eltern in 
Bremen über 265 Euro pro Monat, fast 3.200 Euro 
im Jahr zzgl. Verpflegung. Zöge die Familie nach 
Niedersachsen, würden die Hoffmeisters dort über 
9.500 Euro bis zur Einschulung ihrer Zwillinge ein-
sparen.

BeisPiel 
2

Anna Gruber ist alleinerziehend und arbeitet Voll-
zeit als Grafikerin, trotzdem ist das Geld knapp. 
Das für die Berechnung der Kitabeiträge anzuset-
zende Einkommen liegt bei 32.000 Euro. Ihre 3-jäh-
rige Tochter wird zum Sommer in den Kindergarten 
kommen und soll dort acht Stunden betreut wer-
den. Dies kostet Anna Gruber 100 Euro pro Monat 
zzgl. Kosten für die Verpflegung. In drei Kita-Jah-
ren, also bis zur Einschulung ihrer Tochter, müsste 
Anna Gruber in Bremen nach derzeitigem Stand 
Beiträge von mehr als 3.600 Euro aufbringen.

vereinfachte Darstellung
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projektabhängige zuwendungen und die global veran-
schlagten ausgabetitel sollen aus Sicht der Christdemo-
kraten sachgerecht in ihrer Höhe überprüft werden. »Es 
gibt also keinen Grund, Finanzierungsschwierigkeiten 
oder sonstige ausreden vorzuschieben, warum die kita-
beiträge nicht schon in diesem Sommer fallen können. 
Bremens regierung führt hier mal wieder ein paradebei-
spiel rot-grüner Lethargie vor «, sagt ahrens.

andere Bundesländer sind in Sachen kostenloser kinder-
betreuung übrigens bereits deutlich weiter (s. Infokas-
ten oben). ahrens betont darüber hinaus, dass die Bei-
tragsfreiheit für kindertageseinrichtungen auf Grund 
der dringlichkeit lediglich ein vorgezogener Startpunkt 
für eine grundlegende reform aller elementarpädagogi-
schen angebote sein soll. »natürlich müssen auch aus-
reichend Betreuungsplätze und personal, ein flexibles 
angebot und Qualität vorhanden sein. auch da gibt es 
unter der rot-grünen regierung zahlreiche Versäumnis-
se und Fehler«, sagt die familienpolitische Sprecherin. 
Viele Eltern hätten das Chaos aus 2016 noch nicht ver-
gessen. damals hatten zum Start des kindergartenjah-
res mehr als 1.000 kindergartenplätze gefehlt, obwohl 

entsprechende Studien einen steigenden Bedarf an 
plätzen prognostiziert hatten. als Folge des platzman-
gels hatte Senatorin Claudia Bogedan angekündigt, zu 
Lasten der Qualität bei Bedarf auch die kita-Gruppen zu 
vergrößern. »die flächendeckende Qualitätsabsenkung 
in allen Bremer kitas ist das Eingeständnis politischen 
Versagens. damit gefährdet man massiv den Erfolg der 
frühkindlichen Bildung und die Gesundheit der Beschäf-
tigten, die schon heute oftmals am Limit arbeiten«, kriti-
siert die Cdu-abgeordnete.

Für die Cdu-Fraktion ist die frühkindliche Bildung der 
entscheidende Schlüssel gegen armut. denn wenn 
kinder mit kognitiven, motorischen oder sprachlichen 
Schwierigkeiten nicht schon vor ihrer Einschulung geför-
dert werden, holen sie den abstand zu ihren altersge-
nossen in der Schule meist nicht mehr auf. »Es ist un-
gerecht, wenn diese kinder von anfang an schlechtere 
Chancen haben. umso wichtiger ist es, dass wir in den 
kommenden monaten auch darüber beraten, wie die 
angebote zur frühkindlichen Bildung in der kita fachlich 
hochwertig, zügig und gegebenenfalls auch verbindlich 
ausgestaltet werden können«, so ahrens. 

so viel kostet  
BetreUUng in Den 
anDeren BUnDeslÄnDern:
den kitabesuch zu fördern und Eltern finanziell zu entlasten, ist in anderen Bundesländern bereits 
realität. Während Familien in Bremen für alle drei Jahre zur kasse gebeten werden, hat die Hälfte 
aller Länder die kitagebühren ganz oder teilweise abgeschafft oder dies beschlossen.

 HESSEN und NIEDERSACHSEN führen noch in diesem Jahr die komplette  
Beitragsfreiheit für kindergartenkinder ein

 in HAMBURG ist die Betreuung von der Geburt bis zur Einschulung 
(5 Stunden/tag) kostenlos, in rheinland-pfalz ab dem zweiten Lebensjahr

 BRANDENBURG und THÜRINGEN planen in diesem Jahr das dritte 
kindergartenjahr beitragsfrei zu stellen

Hessen

Niedersachsen

Hamburg

Brandenburg

Thüringen

…UnD Bremen?

Lesen Sie hier den 
Dringlichkeitsantrag 

der Fraktion der CDU 
zur Beitragsfreiheit 

für Kindergärten 
auch im Land 

 Bremen.



Der Reformationstag am 31. Oktober wird 
in Bremen und Bremerhaven voraussicht-
lich zum dauerhaften Feiertag. Im Februar 
stimmte eine große Mehrheit in der Bremi-
schen Bürgerschaft einer entsprechenden 
Initiative der CDU in erster Lesung zu. Vor-
behaltlich der zweiten Lesung der Geset-
zesänderung in den kommenden Monaten 
könnte schon dieses Jahr der 31. Oktober 
für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer frei sein.

Ein großer Erfolg für die Cdu-Fraktion: nach 
monatelangem Hickhack insbesondere in 
und zwischen den rot-grünen koalitions-
fraktionen stimmten im Februar schließlich 
mehr als zwei drittel der abgeordneten dem 
Cdu-antrag zu und damit der Forderung, 
den reformationstag als zusätzlichen Fei-
ertag zu verstetigen. Bei der namentlichen 
abstimmung sprachen sich 57 abgeordne-
te für den Vorschlag der Christdemokraten 

aus. diesen hatte die Cdu-Fraktion bereits 
vor einem Jahr eingebracht, wurde jedoch 
zunächst in die zuständigen deputationen 
überwiesen. »Lange hat sich nichts getan, 
weil sich die anderen Fraktionen nicht einig 
waren«, berichtet thomas röwekamp. Bür-
germeister Carsten Sieling (Spd) hatte sich 
bereits vor einigen monaten der Forderung 
der Cdu nach dem reformationstag ange-
schlossen, damit aber teile seiner eigenen 
Genossen und den grünen koalitionspart-
ner brüskiert. Eine abstimmung im parla-
ment sollte deshalb zunächst verhindert 
werden. »darauf haben wir uns aber nicht 
eingelassen. Es war zeit, dass endlich eine 
Entscheidung fällt«, sagt röwekamp.

denn Bremen ist in Sachen Feiertagen 
Schlusslicht: »auch wenn ein Feiertag nicht 
zum Selbstzweck werden darf, sind die Bre-
merinnen und Bremer mit dem zweitgrößten 
Bruttoinlandsprodukt mindestens so fleißig 
wie die Bewohner in Baden-Württemberg 
oder Bayern, die mit 12 oder sogar regional 
bis zu 14 Feiertagen an der Spitze stehen«, 

sagt röwekamp. die Entscheidung für den 
reformationstag hat dabei weit mehr als nur 
religiöse Gründe: »die reformation hat un-
seren kulturkreis kulturell, gesellschaftlich 
und politisch geprägt. die kernthemen – 
Freiheit, menschenwürde, mündigkeit – sind 
auch nach 500 Jahren hochaktuell«, begrün-
det röwekamp, der auch religionspolitischer 
Sprecher der Cdu-Fraktion ist. das positive 
zwischenfazit erfolgreicher und gut besuch-
ter Veranstaltungen rund um das Jubiläums-
jahr 2017 zeigten, dass sich viele menschen 
mit den themen der reformation auseinan-
dersetzten. Im vergangenen Jahr war der 31. 
oktober zum 500-jährigen reformationsju-
biläum einmalig bundesweiter Feiertag. dem 
Vorschlag der Cdu-Fraktion sind inzwischen 
auch schon weitere norddeutsche Länder 
gefolgt: Hamburg und Schleswig-Holstein 
beschlossen den 31. oktober als dauerhaften 
Feiertag Ende Februar. und auch das be-
nachbarte niedersachsen wird wohl mitzie-
hen: das kabinett in niedersachsen hat Ende 
Februar ebenfalls einen entsprechenden Ge-
setzentwurf vorgelegt. 
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reForMaTionsTag:

CDU eBnet 
Den weg Für 
zUsÄtzliChen 
Feiertag
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700.000 Seiten, rund 100 Sitzungsstunden des Aus-
schusses, 155 Akten, 43 Beweisaufnahmen, 57 Zeugen-
vernehmungen und 3.500 Tassen Kaffee: Der Parlamen-
tarische Untersuchungsausschuss (PUA) zu Aufklärung 
des massenhaften Sozialbetruges in Bremerhaven mit 
einem Schaden von 7 Mio. Euro hat nach einem Jahr in-
tensiver Arbeit seinen Abschlussbericht vorgelegt. Was 
dazu geführt hat, dass der millionenschwere Betrug 
überhaupt möglich wurde, welche Rolle einer der mut-
maßlichen Hauptverdächtigen, der Bürgerschaftsab-
geordnete Patrick Öztürk (SPD), dabei gespielt hat und 
welche Konsequenzen aus dem Sozialbetrug gezogen 
werden müssen, erklärt Dr. Thomas vom Bruch, CDU-
Obmann im PUA.

»Es ist schwer  
auszuhalten, dass  

Patrick Öztürk 
noch immer im 

Parlament sitzt«

  
Aus dem Parlament
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Aus dem Parlament
  

Ausguck:  Der Bericht kommt zu dem Schluss, dass 
das Verhalten der Behörden in Bremerhaven ganz 
maßgeblich dazu beigetragen hat, dass der Sozialbe-
trug lange nicht unterbunden wurde. Warum?

Dr. Thomas vom Bruch:  Der PUA hat offenge-
legt, wie wenig die Verwaltung – angefangen von Se-
nat und Magistrat bis hin zu den einzelnen Behörden 
– dem betrügerischen Verhalten entgegenzusetzen 
hatte. Trotz zahlreicher Ungereimtheiten hat sowohl 
im Sozialamt als auch im Jobcenter eine Kultur des Ab-
arbeitens und Wegsehens geherrscht. Kaum einer hat 
sich zuständig gefühlt, inklusive der Amtsleitungen. 
Das war organisierte Verantwortungslosigkeit.

Ausguck:  Was folgt daraus?

Dr. Thomas vom Bruch:  Der Ausschuss hat ein-
deutige Empfehlungen ausgesprochen. Vor allem 
müssen sich Zusammenarbeit, Kommunikation und 
Kontrolle verbessern – auf allen Ebenen. Denn auch 
auf Senats- oder Magistratsebene wusste der eine et-
was, was der andere erst viel später aus der Zeitung 
erfahren hat. Der Zoll beispielsweise hat anderthalb 
Jahre benötigt, um festzustellen, dass er nicht zustän-
dig ist während der Betrug ungestört weiterlaufen 
konnte. Um solch ein Wirrwarr zukünftig zu vermei-
den, bin ich sehr dafür zu prüfen, ob und wie Kompe-
tenzen neu geordnet werden müssen, indem der Zoll 
zum Beispiel komplett für Rechtsverstöße im Bereich 
Arbeit zuständig ist.

Ausguck:  Die CDU-Fraktion fordert im Abschluss-
bericht auch ein Landesintegrationsgesetz. Warum?

Dr. Thomas vom Bruch:  Ich wundere mich darü-
ber, dass in unserem Land fast alles geregelt ist, nur 
die Integration nicht. Gerade sie passiert aber nicht 
einfach von selbst. Auch das hat der Sozialbetrug in 
Bremerhaven gezeigt: Da sind Menschen, aus den 
ärmsten Regionen der EU, ohne Sprachkenntnisse, 
ohne Wissen um die deutschen Gesetze, ausgebeu-
tet worden und, indem sie unrechtmäßig Leistungen 
bezogen haben, gleichzeitig zum Opfer und zum Täter 
geworden. Das war unter anderem auch möglich, weil 
sich über die Jahre eine Parallelgesellschaft gebildet 

hat. Wir haben im Ausschuss zum Beispiel Opfer aus 
Rumänien und Bulgarien als Zeugen gehört, die be-
reits seit Jahren in Deutschland lebten, aber fast kein 
Deutsch sprachen. Solche Menschen sind leichte Op-
fer. Ein Integrationsgesetz kann klar und transparent 
für Zuwanderer regeln: Was bieten wir? Und was er-
warten wir? Diese Grundsätze könnten auch EU-Bür-
gern zugutekommen.

Ausguck:  Der Ausschuss hat sich auch mit der Rolle 
des SPD-Politikers Patrick Öztürk beschäftigt, der 
den Betrug gemeinsam mit seinem Vater mutmaß-
lich mitorganisiert haben soll und Abgeordneter der 
Bürgerschaft ist. Welche Erkenntnisse gibt es hier?

Dr. Thomas vom Bruch:  Ein juristisches Urteil 
kann nur ein Gericht fällen. Fest steht aber, dass Pa-
trick Öztürk das Parlament sowie den Ausschuss be-
logen und rein gar nichts zur Aufklärung des Sozial-
betruges beigetragen hat. Es ist schwer auszuhalten, 
dass so jemand immer noch als Abgeordneter im Par-
lament sitzt. Wir haben fraktionsübergreifend unter-
strichen, dass er sein Mandat zurückgeben muss. Da 
es nicht so aussieht, als würde er das freiwillig tun, 
fordern wir als CDU zusätzlich zu prüfen, ob und wie 
zukünftig die Kriterien geschärft werden können, um 
so jemanden das Mandat notfalls auch zu entziehen.
�

Bei der Debatte über 
die Ergebnisse des 
Parlamentarischen 
Untersuchungs-
ausschusses zum 
Sozialbetrug blieb 
der Stuhl von Patrick 
Öztürk leer.
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stellen«, kritisiert Thomas Röwekamp, Fraktionsvorsit-
zender der CDU. Das Geld fehle dadurch in Bremen an 
anderer Stelle, wie etwa bei der Schulsanierung, bei der 
Armutsbekämpfung oder Investitionen in die Straßen.

Bereits seit Jahren fährt die GeNo ein Minus nach dem 
anderen ein. Für 2017 hatte der Bremer Klinikverbund 
Mitte Februar ein Minus von 18 Mio. Euro gemeldet. 
»Das sind 600 Prozent mehr als geplant. Da kann der 
Senat nicht einfach ganz nebenbei beschließen, hun-
derte Millionen Euro nachzuschießen und anschließend 
zur Tagesordnung übergehen«, so Röwekamp. Gründe 
für die schlechten Ergebnisse seien nicht in der Arbeit 
der Ärzte, Pfleger oder Mitarbeiter der Krankenhäuser 
zu suchen. Sie verdienten Anerkennung dafür, mit wel-
chem Engagement und Einsatz sie sich jeden Tag in den 
Dienst der Gesundheit stellen. »Die Probleme liegen bei 
der Führung und Verwaltung. Es fehlt ein verbindlicher 
Sanierungsplan, der darlegt, wie die jährlichen Verluste 
auf Dauer gemindert werden könnten und dessen Maß-
nahmen auch umgesetzt werden«, macht der Fraktions-
vorsitzende deutlich.

Denn die Probleme der GeNo sind seit Jahren bekannt: 
Hohe Materialkosten und teure Leiharbeit, zu viel und 
zu teures Personal in der Verwaltung (im Benchmark 
zu anderen kommunalen Krankenhäusern) und nicht 
zuletzt der zum Millionengrab gewordene TEN am Kli-
nikum Bremen-Mitte. Doch trotz dieser Erkenntnisse 
habe sich in 10 Jahren nichts verbessert, beklagt Rö-
wekamp. »Immer nur die Pläne den verfehlten Zahlen 
anzupassen, kann kein Erfolgsrezept sein!« Dabei ist 
wirtschaftliches Arbeiten durchaus möglich, wie andere 
kommunale Krankenhäuser zeigen: »Das Klinikum Rein-
kenheide in Bremerhaven schreibt seit Jahren schwarze 
Zahlen. In Bremen gefährdet der Senat durch jahrelan-
ge Tatenlosigkeit stattdessen den Gesundheitsstandort 
und tausende Arbeitsplätze«, so der CDU-Abgeordnete. 
Mit einem tragfähigen Sanierungsplan könne auch die 
GeNo wieder auf die Beine kommen. Bereits 2013 kam 
der von der CDU beauftragte externe Wirtschaftsprüfer 
Curacon zu dem Ergebnis, dass die GeNo grundsätzlich 
sanierungsfähig sei, die vom Senat eingeleiteten Maß-
nahmen aber nicht ausreichten. Thomas Röwekamp for-
derte in der Aktuellen Stunde im Parlament personelle 
Konsequenzen: »Die Gesundheitssenatorin ist ihrer Ver-
antwortung in den vergangenen Jahren nicht nachge-
kommen und scheint als Vorsitzende des Aufsichtsrates 
überfordert. Deshalb brauchen wir hier einen personel-
len Neustart mit ausreichendem Sachverstand«, sagte 
Röwekamp.�

Rot-grüne 
Krankenhaus
politik kostet 

Bremen mehr als 
370 Mio. Euro

Kritischer Zustand beim Bremer Klinikverbund GeNo:

Die Chaos-Baustelle am Klinikum Bremen-Mitte, Miss-
management und Investitionsstau drohen den Klinik-
verbund an die Wand zu drücken. Der Senat will nun 185 
Mio. Euro Steuergeld nachschießen, um die GeNo vor 
der Insolvenz zu retten. Mal wieder. Ein bequemer Weg 
für Gesundheitssenatorin und GeNo-Aufsichtsrats-
vorsitzende Eva Quante-Brandt (SPD), denn sie muss 
weder handeln noch eingreifen. Doch das behagliche 
Nichtstun des Senats geht auf Kosten aller Bremerin-
nen und Bremer. Die CDU-Fraktion hat deshalb eine 
Aktuelle Stunde in der Bürgerschaft eingereicht.

Die Summe ist horrend: Mehr 370 Mio. Euro Steuergel-
der sind in den vergangenen 10 Jahren draufgegangen, 
um bei der GeNo und dem Teilersatzneubau (TEN) am 
Klinikum Bremen-Mitte die finanziellen Löcher zu stop-
fen. »Die Bürger müssen dafür bezahlen, dass die Ge-
sundheitssenatorin und Aufsichtsratsvorsitzende es 
nicht schafft, ein Sanierungskonzept auf die Beine zu 
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Die Bremische Bürgerschaft hat in ihrer Sitzung im Februar das 
Wahlrecht angepasst. Die neuen Regeln gelten bereits für die 
Wahlen im Jahr 2019 und wirken sich auf die Zusammenset-
zung des nächsten Landesparlaments aus.

Warum musste das Wahlrecht  
angepasst werden?

Das bisherige Wahlrecht hatte zuletzt zu Problemen geführt. 
Ein Beispiel dafür ist das sogenannte Personenstimmenparado-
xon, das bei der Bürgerschaftswahl 2015 aufgetreten war: Dabei 
schadeten in Einzelfällen Personenstimmen einem Kandidaten 
eher als dass er oder sie davon profitierten. Oder andersherum: 
Hätten die Wähler ihre Stimme nicht dem Kandidaten, sondern 
der Partei gegeben, dann wäre der Kandidat in die Bürgerschaft 
eingezogen. Der Effekt kam deshalb zustande, weil die durch 
eine Partei errungenen Mandate zunächst auf die Listenplät-
ze verteilt wurden. Anschließend kamen jene Kandidaten zum 
Zuge, die die meisten Personenstimmen bekommen. »Wähler 
und Wählerinnen erwarten zu Recht, dass sie einen Kandidaten 
besonders fördern, wenn sie ihm ihre fünf Stimmen persönlich 
geben. Doch das Gegenteil war der Fall. Das muss korrigiert 
werden«, macht Jens Eckhoff, Mitglied für die CDU im Wahl-
rechtsausschuss, deutlich. Eine Anpassung des Wahlrechts sei 
vor dem Hintergrund des Personenstimmenparadoxon wichtig, 
damit Wählerinnen und Wähler überhaupt nachvollziehen könn-
ten, welche Auswirkungen ihre Wahlentscheidung hat.

Welche wichtigen Änderungen  
wurden beschlossen?

	 Die Verteilung von Listen- und  
Personenmandaten wird umgekehrt

Mit der Änderung des Wahlrechts werden die Mandate nun 
zunächst an die Wahlvorschläge mit den meisten Personen-
stimmen verteilt. Damit soll der oben beschrieben Effekt des 
Personenstimmenparadoxons geheilt werden. Die Spitzen-

kandidaten der Parteien, die in der Regel auch die meisten 
persönlichen Stimmen bekommen, rücken nicht wie zuvor 
über die Liste, sondern über Personenstimmen ins Parlament 
ein. Für Personen auf der Liste, die bereits über Personen-
stimmen gewählt wurden, rücken andere aus der Liste nach. 
Somit ändert sich die Reihenfolge auf der Liste nur noch ge-
ringfügig und Personenstimmen fördern den Kandidaten un-
mittelbar.

	 Die Bürgerschaft wächst

Die Bremische Bürgerschaft hat – in ihrer Eigenschaft als Lan-
desparlament – zukünftig nicht mehr 83, sondern 84 Sitze. 
Diese Änderung war deshalb notwendig, weil der Staatsge-
richtshof darauf hingewiesen hatte, dass die Mandate der 
Bevölkerungsentwicklung in den beiden Städten anzupassen 
sind. Mit der Erhöhung der Mandatszahl besteht weiterhin 
Chancengleichheit zwischen Bremen und Bremerhaven auf 
ein Mandat in der Bürgerschaft.

Was wurde nicht beschlossen?

Die CDU-Fraktion hatte sich im Ausschuss zur Vorbereitung der 
Wahlrechtsänderung darüber hinaus dafür eingesetzt, dass eine 
nachträgliche Korrektur von ungültigen Stimmen ermöglicht 
wird: Denn bei den Wahlen 2015 waren drei Prozent der abge-
gebenen Stimmen ungültig, unter anderem weil mehr als fünf 
Kreuze gesetzt wurden. »Wenn auf einem Wahlzettel mehr als 
fünf Kreuze gemacht, diese aber alle für die gleiche Partei ge-
setzt wurden, dann ist aus unserer Sicht der Wählerwille klar 
erkennbar«, macht Jens Eckhoff deutlich. Aus Sicht der CDU 
sollten daher diese Fälle für gültig erklärt werden. Gleichzeitig 
sollte die Gültigkeit für jene Stimmzettel hergestellt werden, bei 
denen die Kreuze im Inhaltsverzeichnis – also versehentlich an 
falscher Stelle – gesetzt wurden. »Die rot-grüne Koalition hat 
dies leider verhindert. Schade, denn so nimmt sie in Kauf, dass 
auch im Jahr 2019 wieder viele Stimmen für ungültig erklärt wer-
den, obwohl der Wählerwille deutlich ist.«, so Eckhoff.�
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Lange Schlangen und lange Wartezeiten bei Behör-
den. Seit Jahrzehnten das gleiche umständliche Pro-
cedere – anstehen, Marke ziehen, Formular ausfüllen. 
Auch wenn Bremen plant, einzelne Formalitäten auch 
online anzubieten: »Von einer flächendeckenden digi-
talen Verwaltung sind wir Lichtjahre entfernt«, stellt 

der wirtschaftspolitische Sprecher Jörg Kastendiek 
fest. Die CDU-Fraktion hat deshalb die Initiative 

für den digitalen Aufbruch in Bremens Behörden 
und städtischen Gesellschaften ergriffen.

Haben Sie schon mal versucht, sich bei den Bre-
mer Bädern für einen Aqua-Kurs anzumelden? 

Das funktioniert so: Man suche auf der Home-
page nach einem Anmeldeflyer und versuche diesen 

auszudrucken. Kein ganz einfaches Unterfangen, denn 
die angebotene Version entspricht nicht dem gängigen 
DIN A4-Format. Darum gilt also: Grafik-Programm auf, 
zurechtschnippeln, ausdrucken, ausfüllen. Doch damit 
die Anmeldung schließlich auch bei den Bremer Bädern 
ankommt, geht’s für Aquakurswillige weiter – und zwar 
zum Bremer Bäder Shop in der Stadt. Denn genau dort 
muss das Formular angegeben werden. Online-Formu-
lar? Anmeldung per Mausklick? Gibt ś nicht. Ganz schön 
analog für Zeiten, in denen alle von Digitalisierung re-
den.

Die CDU-Fraktion fordert deshalb nun umfangrei-
che Maßnahmen, damit über Digitalisierung nicht nur 
wortgewaltig geredet, sondern diese auch effektiv und 
schnell umgesetzt wird. »Mit den bisherigen fragment
artigen Plänen des Senats zur Digitalisierung werden 
viele Potentiale im Land Bremen nur tangiert. Sie sind 
aber nicht zu Ende gedacht und wenig ressortüber-
greifend. Aber genau das ist unverzichtbar«, sagt Jörg 
Kastendiek. Wenn über Digitalisierung der Verwaltung 
geredet wird, gebe es zwei Seiten zu beachten: Auf der 
einen Seite stünden die konkreten Vorteile für die Bür-
gerinnen und Bürger, die durch digitale Verwaltungsan-
gebote schneller und unkomplizierter ihre Leistungen 
erhalten. Auf anderen Seite stehe die Behörde an sich. 
»Digitalisierung heißt ja nicht, dass Mitarbeiter zukünf-
tig ein Formular einscannen und dann per Mail verschi-
cken. Die echte digitale Transformation bedeutet das 
komplette Umdenken bei der Verwaltungsarbeit und 
den behördlichen Prozessen. Dafür braucht man einen 
Plan, welche Prozesse optimiert und wie Mitarbeiter da-
für weitergebildet werden können. Den kann ich bei Rot-
Grün nicht erkennen«, so Kastendiek. Die Ressorts wür-
den zudem unterschiedlich intensiv und schnell digitale 
Projekte anstoßen. »Jeder kocht sein eigenes Süppchen. 
Für echten Mehrwert müsste es aber von Anfang an eng 
verzahnt werden.«
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Mehr Bürger
service durch 
Digitalisierung

Jörg Kastendiek 
will, dass Bremen 
mehr Gas bei der 

Digitalisierung gibt.



# auto
matisches 
Einholen er-
forderlicher 
Nachweise

Wer Elterngeld oder andere soziale Unter-
stützungsleistungen beantragen will, hat 
ordentlich Papier zu bewältigen. Praktischer 
wäre es da, wenn zukünftig bestimmte 
Angaben und Nachweise gleich digital ab-
geglichen und eingeholt werden könnten. 
Rot-Grün kündigte die »eGeburt«, also die 
automatische Übermittlung der Geburtsur-
kunde, bereits vor einigen Monaten an. Pas-
siert ist seither nichts.

# digitales 
Beschwerde
management

Müllhalde in der Wohnstraße? Gefährliches 
Schlagloch im Fahrradweg? Mit der zentra-
len Einführung einer App nach dem Prinzip 
see & click können Vermüllung und Beschä-
digung per Foto an die Stadtverwaltung 
weitergegeben und der Bearbeitungsstand 
nachverfolgt werden. Viele andere Städte, 
wie z.B. Bonn, Gelsenkirchen oder Inns-
bruck, machen es bereits vor.
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Lesen Sie hier den 
ganzen Antrag.

Welche Vorteile hätten die 
Menschen von einer digitalen 
Verwaltung? Hier vier ausge-
wählte Ideen aus dem Antrag 
der CDU-Fraktion:

# digitales 
Bürgeramt 
2021

Ein digitales Bürgeramt, das alle Verwal-
tungsleistungen auch online anbietet, sollte 
im 21. Jahrhundert nicht länger Utopie, son-
dern bis 2021 umgesetzt sein. Für einen neu-
en Pass, die Ummeldung, die Bewerbung 
für einen Kita-Platz, die Beantragung von 
Sperrmüll oder die Anmeldung eines Hun-
des müssen wir dann nicht mehr mehrfach 
vorstellig werden, sondern können das We-
sentliche online erledigen.

# Moderne 
Onlinewache 
der Polizei

Berlin macht ś vor: Auf der Onlinewache in 
der Hauptstadt kann man nicht nur über-
sichtlich und unkompliziert eine Anzeige 
aufgeben oder sich beschweren. Nein, dort 
können sich die Bürgerinnen und Bürger 
informieren, wo ihr Anliegen genau bearbei-
tet wird oder sich sogar bei den Helfern der 
Polizei bedanken. Obwohl Bremen ebenfalls 
eine Onlinewache hat, besteht Nachrüs-
tungsbedarf. Denn online können hier bis-
her nur Fahrraddiebstähle und Sachbeschä-
digung angezeigt werden.�



Die CDU-Fraktion will die Meisterausbildung im Handwerk 
stärken. Denn während ein Studium kostenlos ist, fallen bei der 
Meisterqualifikation für Kurse und Prüfungen zum Teil hohe 
Kosten an. Dabei ist der Meisterbrief für viele Berufszweige im 
Handwerk sogar Voraussetzung. Mit einer »Meisterprämie« 
sollen erfolgreiche Absolventen zukünftig finanziell entlastet 
werden.

Ahmad Alhaybi ist vor viereinhalb Jahren aus dem Libanon ge-
kommen. Trotz seines Marketing-Studiums fand er in Deutsch-
land keine Arbeit. Deshalb machte der 28-Jährige erfolgreich 
eine Ausbildung zum KfZ-Mechaniker. Doch der Familienvater 
ist ehrgeizig und will sich weiterentwickeln: Noch in diesem Jahr 
will er seinen Meister machen. Im Januar hat er dafür im Kom-
petenzzentrum der Handwerkskammer Bremen in Walle die 
Ausbildung begonnen. Die Entscheidung für diesen Schritt hat 
er lange abgewogen. »Obwohl ich Meister-BAföG bekomme, ist 
es eine finanzielle Herausforderung«, berichtet Ahmad Alhaybi. 
Mehr als 7.000 Euro kosten ihn allein die Lehrgangs- und Prü-
fungsgebühren. In anderen Handwerksberufen können sogar 
12.000 Euro zusammenkommen. »Hinzu kommt der Verdienst-
ausfall. Das ist nicht so einfach, bei zwei Kindern zuhause«, er-
zählt er.

Das Meister-BAföG decke tatsächlich höchstens die Hälfte 
der gesamten Kosten ab, berichtet auch Jörg Kastendiek, wirt-

schaftspolitischer Sprecher der CDU-Fraktion. »Das Studium ist 
dagegen gebührenfrei. Wenn wir aber wollen, dass Studium und 
Meister gleichwertig sind, dann müssen wir diese ungleiche und 
ungerechte Behandlung abbauen«, erläutert er. In ihrem Antrag 
fordert die CDU den rot-grünen Senat auf, auf Landesebene 
eine »Meisterprämie« für erfolgreiche Absolventen einer Meis-
terprüfung im Handwerk einzuführen. Diese soll sich der Höhe 
nach an der geplanten Meisterprämie in Niedersachsen orien-
tieren, die dort bereits beschlossen wurde. Diskutiert wird ein 
Betrag zwischen 1.000 und 4.000 Euro. Darüber hinaus setzt 
sich Jörg Kastendiek dafür ein, eine bundesweite Regelung zu 
finden, bei dem das Meister-BAföG so angepasst wird, dass es 
auch die Lehrgangs- und Prüfungsgebühren abdeckt.

Für Ahmad Alhaybi würde die Prämie große Entlastung bedeu-
ten. »Für mich wäre das viel Geld und gerade als Familienvater 
wäre es sehr beruhigend, nicht so viele Schulden zu machen«, 
sagt er. Und die Zeichen stehen gut: Der Antrag für eine Meis-
terprämie, den die CDU gemeinsam mit der FDP in die Bre-
mische Bürgerschaft eingebracht hatte, ist inzwischen an die 
Wirtschaftsdeputation zur weiteren Behandlung überwiesen. 
Kastendiek betont, dass es sich bei der Prämie um gut investier-
tes Geld handelt: »Den überschaubaren Mehrausgaben stehen 
Steuermehreinnahmen durch Betriebsneugründungen und neu 
geschaffene Arbeitsplätze entgegen«, erläutert der CDU-Abge-
ordnete.�
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In der Ausbildungswerkstatt im Kompetenzzentrum 
der Handwerkskammer Bremen in Walle bekommen 

angehende KfZ-Meister wichtige Praxis vermittelt.

Meisterhaft



In Deutschland sind 2017 nach Angaben der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft (DLRG) mindestens 404 
Menschen ertrunken. Zwar ist die Zahl der Ertrunkenen 
in deutschen Gewässern im Vergleich zum Vorjahr ge-
sunken, doch das lag vor allem am schlechten Wetter 
im vergangenen Jahr. Damit die Zahl der Unfälle dauer-
haft sinkt, müssen vor allem Kinder rechtzeitig lernen, 
sich sicher im Wasser zu bewegen. Doch genau um die 
Schwimmfähigkeit von Grundschülern ist es in Bremen 
nicht gut bestellt. Die CDU-Fraktion fordert deshalb 
eine Trendwende beim Schwimmunterricht.

Planschen, schwimmen, kraulen oder einfach nur ab-
kühlen: Schwimmen ist ein beliebtes Freizeitvergnügen. 
Doch laut einer DLRG-Studie von 2017 können 59 Pro-
zent der 10-Jährigen in Deutschland nicht ausreichend 
sicher schwimmen. 20 bis 25 Prozent aller Grundschulen 
bieten keinen Schwimmunterricht mehr an, weil ihnen 
kein Bad zur Verfügung steht, warnt die DLRG. Mit Fol-
gen: In Bremen und Bremerhaven ist sogar etwa jeder 
vierte bis fünfte Grundschüler Nichtschwimmer. Das ist 
2016 aus einer Deputationsvorlage der Bildungssena-
torin hervorgegangen. »Schwimmen zu können, kann 
Leben retten. Darum darf der Schwimmunterricht nicht 
mehr länger eine Nebenrolle in der Sport- und Bildungs-
politik spielen«, fordert Marco Lübke, sportpolitischer 
Sprecher der CDU-Fraktion. Er setzt sich dafür ein, dass 
schon in der Kita die erste Begegnung mit Wasser und 
Schwimmen integriert und mit dem Schwimmunterricht 
bereits nach der Einschulung begonnen wird. »Wenn 
Kinder mitunter erst in der dritten Klasse mit Schwim-
men in Kontakt kommen, ist das zu spät. Defizite können 
nicht in so kurzer Zeit mit ein paar Stunden im Monat 
aufgefangen werden. Es sollte uns allen wichtig sein, 
dass unsere Kinder mit dem Verlassen der Grundschule 
absolut schwimmfähig sind. Badeunfälle enden häufig in 
einer Tragödie«, so Lübke.

Der CDU-Abgeordnete setzt sich dafür ein, dass zu-
künftig die Schwimmfähigkeit verbindlich im Zeugnis 
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Alarmierende Zahlen:

CDU-Fraktion 
fordert Offensive 
bei Schwimm
unterricht

Den Antrag finden 
Sie hier:

der vierten Klasse ausgewiesen wird. Statt wie bisher 
nur das Seepferdchen soll nach seiner Auffassung das 
Bronze-Schwimmabzeichen verbindlicher Standard an 
Bremer Grundschulen werden. Das fordern auch DRLG 
und Sportverbände. Lübke sieht aber auch Eltern in der 
Pflicht: »Wir müssen mehr an die Mütter und Väter ap-
pellieren, die Schwimmfähigkeit ihres Kindes im Blick zu 
haben und zu fördern. Mit dem Kind zum Schwimmkurs 
zu gehen oder das Schwimmen zu üben, ist heute leider 
nicht mehr in jeder Familie selbstverständlich und für 
viele berufstätige Eltern oft schwierig. Trotzdem ist es 
eine lebenswichtige Sache!« Die CDU-Fraktion schlägt 
deshalb unter anderem vor, dass Kinder unter sechs Jah-
ren beim gemeinsamen Schwimmbadbesuch mit Eltern 
oder Großeltern freien Eintritt in alle Bremer Bäder be-
kommen. Zusätzlich sei aber wichtig, den Schwimmun-
terricht in der Schule zu stärken und neu aufzustellen 
und Kooperationen voranzubringen. »Für die Aus- und 
Weiterbildung von Schwimmlehrern muss die Zusam-
menarbeit mit der DLRG gestärkt werden. Auch im 
Hinblick auf den Ganztagsschulausbau halte ich es für 
sinnvoll, wenn Schulen stärker mit Schwimmvereinen 
zusammenarbeiten würden«, so Lübke abschließend.�

»Kinder müssen Schwimmen können. Es ist 
mehr als nur ein Sport und rettet Leben. 

Dabei darf der Geldbeutel der Eltern keine 
Rolle spielen. Eltern, Kindergärten und Schule 

sind aufgefordert ein gemeinsames Angebot 
zu schaffen, das den Kindern ermöglicht, die 

Schwimmbefähigung zu erlangen. Die DLRG 
Bremen und der Landesschwimmverband Bremen 

stehen als kompetente und verlässlicher Partner für 
eine Schwimmausbildung zur Verfügung.«

Philipp 
Postulka
Leiter Verbands
kommunikation  
DLRG Bremen

»Schwimmunterricht kann Leben retten und darf keine Nebenrolle 
spielen«, ist für Marco Lübke klar.
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Hilflosigkeit, Nervosität, falscher Ton und Vermischung von 
Parteipolitik mit Verwaltungsangelegenheiten: Die Liste der 
Vorwürfe, die Claudia Bogedans kürzlich verfasste E-Mail an 
ihre Mitarbeiter hervorrief, ist lang. Denn die Bildungssena-
torin kritisierte darin nicht nur die interne Kommunikation 
und das Krisenmanagement in ihrem Ressort, sie forderte ihre 
Mitarbeiter auch auf, Mängel und Versäumnisse zukünftig von 
der Öffentlichkeit fernzuhalten, um dem »politischen Gegner« 
nicht in die Hände zu spielen. Für die CDU-Fraktion ein Thema 
für das Parlament.

Die Opposition war sich in der Aktuellen Stunde in der Bremi-
schen Bürgerschaft einig: Die Bildungsbehörde hat zwingend 
eine gewisse politische Neutralität zu wahren und ist nicht »der 
verlängerte Arm der SPD«, wie Thomas vom Bruch, bildungspo-
litischer Sprecher der CDU-Fraktion, deutlich machte. Politik 
müsse von Seiten der Behörde zugunsten der Schulen und Kin-
der in unserem Land gemacht werden und nicht mit Blick auf die 
Bürgerschaftswahl 2019.

Kommunikationsprobleme hat die Bildungssenatorin aber ganz 
offensichtlich nicht nur innerhalb ihrer Behörde. Der Universität 
warf sie jüngst vor, ein Konzept zur Ausbildung und Unterstüt-
zung angehender Lehrerinnen und Lehrer zu schulden. Wenig 
später stellte sich heraus, dass das ihrem Ressort längst vorlag. 
Auch im Hinblick auf den Ganztagsausbau der Bremer Schulen 
herrscht ein orientierungsloses Durcheinander mit vielen Infor-
mationslücken zwischen den Akteuren. »Die Bildungssenatorin 
scheint zunehmend die Übersicht über die Bildungspolitik und 
ihr Ressort zu verlieren«, kritisiert vom Bruch. Die E-Mail legt 
ebenfalls offen, wie schwerwiegend die Notlage an einigen Bre-
mer Schulen ist. »Statt die Mitarbeiter per Mail zu tadeln und 
Probleme unter den Teppich zu kehren, sollte die Bildungsse-
natorin vor allem selbst Verantwortung übernehmen und dafür 
sorgen, dass wichtige bildungspolitische Projekte in Bremen 
nicht wegen eines Ressorts im Krisen-Modus gegen die Wand 
gefahren werden«, so vom Bruch.�

Ein Ressort im 
Krisenmodus

  
Der (rot)-grüne Fehler

Der Ton macht die Musik: Statt ihren Mitarbeitern einen 
Maulkorb zu verhängen, sollte Bildungssenatorin Claudia 
Bogedan sich selbst darum kümmern, das Chaos in der 
Bildungspolitik in den Griff zu bekommen, findet Dr. 
Thomas vom Bruch.


